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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Die sprachlichen Minderheiten erhoffen sich Unterstützung von den Schlussfolgerungen
des umfangreichen Berichts «Zustand und Zukunft der viersprachigen Schweiz», den
eine vom EDI eingesetzte Expertengruppe erarbeitet hatte und der im September in
allen vier Landessprachen der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. Der Bericht stellte fest,
dass die Sprachenvielfalt der Schweiz in beunruhigendem Mass zu einem
Nebeneinander verschiedener Sprachen geworden ist, ohne genügende Kenntnisse,
hinreichendes Interesse und notwendiges Verständnis einer Sprachgruppe für die je
anderen Sprachen und Kulturen, und dass die Schweizer ein merkwürdig distanziertes
und weitgehend unreflektiertes Verhältnis zur Bilinguität oder Plurilinguität
unterhalten. Die Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz des Berner Staatsrechtlers P. Saladin
analysierte die Grundbedingungen der Erhaltung kommunikativer Viersprachigkeit und
schlug in den hierfür sensiblen Bereichen (Bildungswesen, Medien, öffentliche
Verwaltung etc.) Massnahmen zur Verbesserung der intrasprachlichen und
interkulturellen Verständigung vor. Gleichzeitig stellte sie zwei Varianten für einen
neuen Sprachenartikel in der Bundesverfassung zur Diskussion: eine kürzere, offenere
und eine ausführlichere, dichtere Version. Inhaltlich stimmen die beiden Varianten
jedoch weitgehend überein: Bund und Kantone sind zuständig für die Erhaltung der vier
Landessprachen, die Sprachenfreiheit bleibt garantiert, doch wird im Interesse der
bedrohten Minderheiten das Territorialitätsprinzip – je nach Variante – explizit oder
implizit in der Verfassung verankert. Die Experten unterstrichen aber wiederholt, dass
mit einem Verfassungsartikel die gegenwärtigen Sprachenprobleme der Schweiz nicht
gelöst werden können, da die Lebenskraft einer Sprache letztlich vom Willen einer
Bevölkerungsgruppe abhänge, die Sprache selber zu pflegen, und von der
Bereitschaft der Gesamtbevölkerung, die Minderheiten zu respektieren. Der
Bundesrat nahm von dem Bericht, der für seine Ausführlichkeit und Sorgfalt allgemein
gelobt wurde, Kenntnis und gab ihn in eine breite Vernehmlassung. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.09.1989
MARIANNE BENTELI

1) Arbeitsgruppe des EDI (1989). Zustand und Zukunft der viersprachigen Schweiz. ; SGT, 28.4.89; Presse vom 5.9.89.
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